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Editorial

Vollversicherung, 
quo vadis?
Axa setzt bei der beruflichen Vor­
sorge (BVG) in Zukunft ganz auf 
teilautonome Lösungen und verab­
schiedet sich per Anfang 2019 von 
der Vollversicherung. Ist das der 
Anfang vom Ende für das Vollversiche-
rungsmodell? Schon seit einiger Zeit 
forcieren die privaten Lebensversiche-
rer vermehrt ihre teilautonomen 
Produkte. Gleichzeitig fahren sie in  
der Vollversicherung eine immer 
restriktivere Annahmepolitik. Der 
Schutz des Versichertenbestandes ist 
eine zentrale Aufgabe jedes Anbieters 
der beruflichen Vorsorge. 

So haben kleine KMU mit gesetzes­
nahen Leistungen, geringen über­
obligatorischen Altersguthaben, 
ungünstiger Altersstruktur (Mitarbei-
tende ab Alter 55) oder höherem 
Schadenrendement grosse Mühe, eine 
Vollversicherung zu finden. Vollversi-
cherung bedeutet nämlich, dass nebst 
den Risiken Tod und Invalidität zu-
sätzlich auch das Anlagerisiko über-
nommen wird, oder anders gesagt, es 
besteht eine Kapitalerhaltungs- und 
Zinsgarantie, unabhängig der herr-
schenden Finanzmarktlage. 

Garantien sind für die Kunden nicht 
gratis. Diese Sicherheit schlägt sich 
schliesslich in der Risikokosten­
prämie nieder. Aufgrund dieser 
Garantieversprechungen können die 
Vollversicherungsanbieter das Vorsor-
gevermögen nicht gross in volatile 
Anlageklassen investieren, da sie 
jederzeit ihren finanziellen Verpflich-
tungen nachkommen müssen.

Wegen des kleinen Handlungsspiel­
raums der Lebensversicherer, den 
ungünstigen Rahmenbedingungen 
und der finanziellen Lage – geprägt 
vom hartnäckig anhaltend tiefen 
Zinsniveau sowie der demografischen 
Entwicklung –, würden weitere Verän-
derungen in der Vollversicherung 
ebenfalls nicht überraschen. 

Ob aus fünf Anbietern noch weniger 
werden, ist schwierig abzuschätzen. 
Es bestehen aber noch andere Mög-
lichkeiten oder Massnahmen, so zum 
Beispiel der Wegfall des gesplitteten 
Umwandlungssatzes oder die zwin-
gende Erhöhung der Altersgutschrif-
ten, mit denen in der Zukunft zu 
rechnen ist. 

Zurzeit haben sich alle fünf verblie­
benen Anbieter eindeutig zur Voll­
versicherung bekannt. Klar ist, dass 
die Nachfrage der KMU nach diesem 
Produkt grösser ist als das Angebot. 
Viele KMU wünschen sich Sicherheit 
und nehmen die höheren Kosten  
in Kauf, da sie das Anlagerisiko nicht 
tragen wollen oder können.

Adrian Bienz
Finanz- und  
Anlage-Experte 
Weibel Hess &  
Partner AG 
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Was Sie über eine vorzeitige  
Pensionierung wissen müssen

Ratgeber  Damit der Traum der Frühpensionierung zur Realität wird, ist einiges zu beachten. Unsere  
Fragen und Antworten helfen Ihnen bei der richtigen Orientierung im Vorsorgedschungel.

Adrian Bienz und Silvia Steiner

Umfragen zeigen: Rund jeder zweite Be-
rufstätige möchte sich vorzeitig pensio-
nieren lassen. Gründe dafür sind unter 
anderem Arbeitsstress, Zwangspensio-
nierung, zu wenig Freiheit oder ange-
schlagene Gesundheit. Nicht selten 
scheitert das Vorhaben eines vorzeitigen 
Rückzugs aus dem Arbeitsleben an den 
finanziellen Voraussetzungen. Umso 
wichtiger ist es, sich möglichst früh und 
umfassend mit den Konsequenzen die-
ses Vorhabens auseinanderzusetzen.

Ab wann soll ich mich mit dem Thema 
Frühpensionierung beschäftigen?
Es ist nie zu früh, aber oft zu spät, um 
Massnahmen für die Vorsorge einzulei-
ten. Eine vorzeitige Pensionierung ist 
meist ab Alter 50 ein Thema, da einer-
seits Pläne für die Frühpensionierung 
geschmiedet werden können, anderer-
seits noch Zeit verbleibt, die persönliche 
Situation zu optimieren. Es gilt, Einnah-
men, Ausgaben, Vermögen, Schulden, 
Risiken, Steuern und erbrechtliche Fra-
gen abzuwägen – eine frühzeitige Aus-
einandersetzung damit ist unerlässlich.

In welchem Alter kann ich in Früh­
pension gehen?
Das ordentliche Pensionierungsalter liegt 
für Männer bei 65 und für Frauen bei  
64 Jahren. Von vorzeitiger Pensionierung 
spricht man, wenn jemand vor dem or-
dentlichen Pensionierungsalter zu arbei-
ten aufhört. Eine vorzeitige Pensionie-
rung ist in der beruflichen Vorsorge 
frühestens nach Vollendung des 58. Al-
tersjahres möglich. Es gibt Pensionskas-
sen, die im Reglement vorsehen, dass 
eine Pensionierung erst später erfolgen 
kann (bspw. Alter 60). Die AHV-Alters-
rente kann um ein oder zwei ganze Jahre 
vorbezogen werden.

Meine Pensionskasse reduziert stetig 
den Umwandlungssatz. Lohnt sich für 
mich eine vorzeitige Pensionierung?
Mit der vorzeitigen Pensionierung kön-
nen Sie die Senkung nicht umgehen und 
sich keine bessere Rente sichern. Für die 
Altersrente gilt derjenige Umwandlungs-
satz, der dem Jahrgang der versicherten 
Person entspricht, d. h. dem Jahr, in dem 
das ordentliche Rentenalter erreicht wird. 
Bei frühzeitiger Pensionierung wird der 

Umwandlungssatz aufgrund längerer 
Auszahlungsphase weiter gekürzt.

Wie hoch ist meine Einkommens­
lücke bei einer Frühpensionierung?
Wenn Sie die AHV-Rente nicht vorbezie-
hen, entsteht eine Einkommenslücke bis 
zum ordentlichen Rentenalter. Eine wei-
tere Lücke entsteht durch Vorbezug der 
PK-Rente. Frühpensionierung kostet oft 
mehr, als auf den ersten Blick vermutet.

Welche Überbrückungsmöglichkei­
ten bestehen?
Bei einer Frühpensionierung ergibt sich 
bis zum Zeitpunkt der ordentlichen Pen-

sionierung meistens eine Einkommens-
lücke. Je nach Arbeitgeber, persönlichen, 
finanziellen und steuerlichen Verhältnis-
sen gibt es verschiedene Möglichkeiten, 
die Einkommenslücken zu decken:

—— Vorbezug der AHV-Rente

—— Überbrückungsrente aus Pensions-
kasse bis zum ordentlichen AHV-Alter

—— Vermögenserträge (z. B. Zinserträge, 
Kapitalgewinne, Mieteinnahmen)

—— Verzehr ausgewählter Vermögensteile

—— Säule 3a – Gelder oder (Teil-)Bezug 
der 2. Säule (Pensionskasse)

—— Aufstockung der Hypothek (Spezial-
fall «Immobilien-Rente» bei sehr tiefer 
Belehnung)

—— Schliessen der Vorsorgelücke in der 
zweiten Säule durch Einzahlungen in die 
Pensionskasse vor der Pensionierung

—— Nebenerwerb oder Teilzeiterwerb bis 
zur ordentlichen Pensionierung

Kann ich die AHV- und PK-Rente auch 
vorbeziehen?
Frauen und Männer können die AHV-
Rente um ein oder zwei Jahre vorbezie-
hen. Bei einem Vorbezug wird pro Jahr 
ein Kürzungssatz angewandt. Die PK-
Rente kann frühestens mit 58 Jahren be-
zogen werden. Massgebend ist allein das 
Reglement der Pensionskasse.

Um wie viel wird die AHV-Rente 
wegen des Vorbezugs gekürzt?
Wird die AHV-Rente um ein Jahr vorbe-
zogen, wird sie lebenslang um 6,8 Prozent 
gekürzt. Bei zwei Jahren 13,6 Prozent.

Um wie viel wird die PK-Rente gekürzt?
Die Höhe der Kürzungen ist in der Regel 
im Vorsorgereglement ersichtlich. Als 
Faustregel gilt, dass die Rente pro Vor-
bezugsjahr um 5 bis 8 Prozent gekürzt 
wird. Da sowohl das Alterskapital infol-
ge der kürzeren Beitrags- und Verzin-
sungsdauer als auch der Umwandlungs-
satz aufgrund der längeren Renten
bezugsdauer tiefer ausfällt, ist die 
Altersrente teilweise markant tiefer.

Erhalte ich bei unfreiwilliger Pensionie­
rung Taggelder der Arbeitslosenkasse?
Ja, maximal bis zum Erreichen des or-
dentlichen Pensionsalters.

Habe ich als Frühpensionierter An­
spruch auf Ergänzungsleistungen?
Ja. Wenn anrechenbare Ausgaben die an-
rechenbaren Einnahmen übersteigen, 
haben Sie wie jeder andere AHV-Bezüger 
Anspruch auf Ergänzungsleistungen.

Hinweis
Den zweiten Teil der wichtigsten Fragen 
und Antworten zur Frühpensionierung 
finden Sie in der nächsten Ausgabe des 
«Vorsorgekompasses».

Wohneigentumsförderung – Chancen und Risiken
Pensionskasse  Die Preise für Wohnun-
gen und Häuser sind hoch, oft sogar sehr 
hoch. Um sich den Traum eines Eigen-
heims zu verwirklichen, greifen Käufer 
deshalb immer wieder auf die vorhande-
nen Vorsorgegelder der Pensionskasse 
zurück. Gemäss Erhebungen des BSV 
sind es jährlich rund 35 000 Vorbezüge 
in der Höhe von insgesamt rund 2,5 Mil-
liarden, die getätigt werden.

Banken verlangen für die Finanzie-
rung mindestens Eigenmittel von 20 Pro-
zent. Davon wiederum müssen mindes-
tens 10 Prozent aus freiem Vermögen 
oder der Säule 3a stammen und dürfen 
nicht über die Pensionskasse finanziert 
werden. Die restlichen Eigenmittel dür-
fen via Pensionskassenguthaben finan-
ziert werden. Bis zum Alter 50 darf das 
gesamte Altersguthaben der Pensions-
kasse für die Finanzierung von selbstbe-
wohntem Wohneigentum verwendet 

werden. Nebst den Anforderungen be-
züglich der Eigenmittel muss immer auch 
die Tragbarkeit gegeben sein. 

Verpfändung ist weit  
weniger folgenreich

Die Vorsorgegelder der Pensionskasse 
können entweder vorbezogen oder ver-
pfändet werden. Eine Verpfändung ist 
weit weniger folgenreich als ein Vorbe-
zug. So bleiben beider Verpfändung bei-
spielsweise die Risiko- und Altersleistun-
gen unverändert, und es fallen auch kei-
ne Steuern an. Falls möglich, ist deshalb 
eine Verpfändung dem Vorbezug vorzu-
ziehen. Konsequenzen eines Vorbezugs 
von Geldern aus der Pensionskasse:

—— Mindestbetrag: Der Vorbezug muss 
mindestens 20 000 Franken betragen 
und darf bis drei Jahre vor der Pensionie-
rung erfolgen.

—— Kosten: Viele Pensionskassen verlan-
gen eine Gebühr für die Abwicklung des 
Vorbezugs. Zudem fallen Kosten für die 
Eintragung der Veräusserungsbeschrän-
kung im Grundbuch an. 

—— Steuern: Die bezogenen Gelder wer-
den zum Vorsorgetarif getrennt vom üb-
rigen Einkommen versteuert. Berechnen 
Sie die Steuerbelastung vorgängig mit 
Hilfe des Steuerrechners auf der Inter-
netseite ihres kantonalen Steueramts, 
um Klarheit zu schaffen. Je höher der 
ausbezahlte Betrag, desto höher die pro-
zentuale Steuerbelastung. 

—— Tiefere Risikoleistungen bei Tod 
und Invalidität: Falls die Leistungen bei 
Invalidität oder Tod in Abhängigkeit der 
Höhe des vorhandenen Altersguthabens 
definiert sind, fallen diese tiefer aus, 
wenn das Altersguthaben reduziert wird. 

Prüfen Sie die genaue Situation bei Ihrer 
Pensionskasse.

—— Rückzahlung: Eine freiwillige Rück-
zahlung ist bis 3 Jahre vor der Pensionie-
rung möglich. Der Mindestbetrag beträgt 
10 000 Franken. Wird das erworbene 
Eigenheim nicht mehr selber bewohnt, 
muss der Vorbezug zurückgezahlt  
werden.

—— Einkäufe: Steuerwirksame Einkäufe 
sind erst nach der Rückzahlung wieder 
möglich.

—— Tiefere Altersleistungen: Wird der 
Vorbezug im Laufe der Zeit nicht zurück-
gezahlt, fehlt das Altersguthaben zum 
Zeitpunkt der Pensionierung, und die Al-
tersleistungen fallen tiefer aus.

Silvia Steiner

Nur mit der richtigen Vorbereitung kann das Vorhaben Frühpensionierung gelingen.
� Bild: Christof Schürpf/Keystone
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Der richtige Anlagemix zur Pensionierung
Vermögen  Soll die Vermögensanlage im Ruhestand möglichst viel Rendite abwerfen, oder zählt für Sie  

die Sicherheit am meisten? Der richtige Entscheid hängt vor allem vom geplanten Anlagehorizont ab.

Adrian Bienz

Mit zunehmendem Alter ändern sich die 
finanziellen Bedürfnisse. Dem muss mit 
einer Anpassung der Anlagestrategie 
Rechnung getragen werden. Der Anla-
gehorizont wird kürzer, Sicherheit wird 
umso wichtiger. 

Um eine sinnvolle Strukturierung 
ihrer Geld- und Vermögensanlagen 
kommen Anleger im Ruhestand nicht 
herum – Anpassungen in der Anlagestra-
tegie sind jedoch bereits in den Jahren 
vor der Pensionierung erforderlich. Prio-
rität kommt dem Vermögenserhalt zu, 
zudem sollen Vermögenserträge die oft 
auftretende Einkommenslücke im Ren-
tenalter decken. 

Zielkonflikt zwischen  
Sicherheit, Liquidität, Rendite 

Eine Vermögensanlage lässt sich anhand 
dreier Kriterien einschätzen: Sicherheit, 
Liquidität und Rendite. Unter Sicherheit 
versteht man den Erhalt des angelegten 
Kapitals. Durch eine breite Streuung (Di-
versifikation) erhöht sich die Sicherheit. 
Die Liquidität drückt aus, wie schnell 
eine Investition in Bargeld umgewandelt 
werden kann. Je rascher das möglich ist, 
desto höher ist die Liquidität. Das Ver-
hältnis «Ertrag in Prozent der Anlage-
summe» ergibt die Rendite. Der Ertrag 
kann sich dabei aus Dividenden, Zins-
zahlungen, Wertsteigerungen (Kursver-
änderungen) oder sonstigen Ausschüt-
tungen zusammensetzen. 

Es ist nicht möglich, alle drei Krite-
rien gleichzeitig zu maximieren. Ihr Ver-
hältnis lässt sich lediglich optimieren. 
Das führt zu einem Zielkonflikt: Denn 
eine hohe Rendite geht einher mit höhe-
rem Risiko oder tieferer Liquidität. Mit 
anderen Worten: Wer eine hohe Rendite 
wünscht, muss im Gegenzug Abstriche 
bei der Sicherheit akzeptieren. Und wer 
seine Anlage möglichst liquide halten 
will, muss sich mit einer geringeren Ren-
dite zufriedengeben. 

Verfügbarkeit  
und Sicherheit 

Die Wahl der Anlagestrategie und somit 
des Verhältnisses von Sicherheit, Liqui-
dität und Rendite hängt von der Situa-
tion des Anlegers ab. Es stellt sich die 
Frage, ob man weiterhin Risiken und 
Schwankungen im Portfolio tragen kann 
und will. Je kürzer die verbleibende Zeit 
bis zum Beginn des Rentenalters ist, des-
to mehr sollte der Anleger darauf achten, 
dass sein Geld sicher angelegt und rasch 
verfügbar ist. Spekulative Investments 
eignen sich weniger, weil die Zeit viel-

leicht nicht ausreicht, um allfällige Kurs-
verluste wettzumachen. Für Anleger, die 
vor der Pensionierung stehen oder be-
reits pensioniert sind, sind Anlagepro-
dukte mit einer regelmässigen Auszah-
lung ähnlich einer Rente interessant. 
Beispielsweise eine fondsgebundene 
Vermögensverwaltung mit eingebauter 
Wertschwankungsreserve, die dafür 
sorgt, dass die Auszahlung auch in einem 
schwierigen Börsenumfeld möglich 
bleibt. Die Flexibilität bleibt trotzdem 
hoch, da im Bedarfsfall dem Anleger je-
derzeit die gesamte Summe zur freien 
Verfügung steht. 

Ganzheitliche  
Planung 

Die richtige Anlagestrategie ist entschei-
dend für einen sorgenfreien Übergang 
in die Pension – eine isolierte Betrach-
tung reicht aber in den allerwenigsten 
Fällen. Es gilt Einnahmen, Ausgaben, 

Vermögen, Schulden, Risiken, Steuern 
sowie erbrechtliche Fragen abzuwägen 
und schliesslich eine gesamtheitliche 
Planung vorzunehmen. 

Auch mit 65 noch in  
Aktien investieren?

Was die Zeit angeht, die einem noch 
bleibt, wenn man in Rente geht, so ist sie 
naturgemäss ungewiss. Jedoch unter-
schätzen die meisten Leute, wie lange sie 
wahrscheinlich noch leben werden. Wer 
einen Anlagehorizont von 20 Jahren oder 
mehr hat, kann und soll im Grunde in ris-
kante Anlagen, sprich Aktien, investie-
ren. Denn wer viel Zeit hat, kann Kurs-
schwankungen aussitzen. So weit zumin-
dest die Theorie. In der Praxis zeigt sich 
aber, dass ältere Anleger – und nicht nur 
sie – deutliche Kursverluste aber nicht in 
dem Mass vertragen, wie sie anfangs 
dachten. Nicht wenige haben in der Fi-
nanzkrise, als sie ihr finanzielles Polster 

dahinschwinden sahen, Aktien verkauft 
und als Folge davon die allmähliche Er-
holung der Aktienmärkte verpasst. Das 
schmerzt. Es wäre aber falsch, aus Furcht 
vor so einem Zwischenfall im Alter stur 
auf Sicherheit zu setzen und nur noch in 
Obligationen zu investieren. Denn so ent-
gingen einem die langfristig höheren 
Renditen der Aktien. Das grösste Risiko 
ist, zu wenig Risiko einzugehen.

Wie entkommt man diesem Dilem-
ma? Ein geeignetes und einfaches Re-
zept besteht darin, sein Vermögen im 
Alter in mehrere Töpfe aufzuteilen. Die-
ses beruht auf der Idee, für die nächsten 
Monate und Jahre verlässliche Geldströ-
me zu schaffen und das Geld, das man 
erst in einer ferneren Zukunft braucht, 
in Aktien anzulegen. Wie viele und wie 
grosse Töpfe das sind und ebenso, ob 
man vom Kapital zehren muss oder von 
der Rendite leben kann, das ist indivi-
duell verschieden.

Für den gewünschten Lebensstandard im Ruhestand muss auch die richtige Anlagestrategie verfolgt werden.� Bild: Christof Schürpf/Keystone

Die richtige  
Anlagestrategie 
ist entscheidend 
für einen 
sorgenfreien 
Übergang in 
die Pension.
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In jedem Alter vorsorgen
Lebenszyklus  Nicht alle Vorsorgethemen sind  

gleich dringend. Das sind die richtigen Zeitpunkte.

Roger Gabathuler*

«Vorsorge? Darüber mache ich mir Ge-
danken, wenn die Pensionierung in Sicht-
weite ist!» So oder ähnlich tönt es biswei-
len. Dabei zahlt es sich in jeder Phase des 
Erwachsenenlebens aus, die persönli-
chen Vorsorge ernsthaft anzugehen. 

Ruth und Manfred Geisseler, beide 
über 70 Jahre alt, geniessen das Leben: 
«Uns geht es in der Pension hervorra-
gend, wir unternehmen gerne Ausflüge, 
manchmal auch kleine Reisen. Letzte 
Weihnachten haben wir uns Elektro-
Fahrräder angeschafft und ‹flitzen› die 
schönsten Velorouten der Schweiz ab. 
Freude bereiten uns auch die Enkelkin-
der, welche wir dann und wann hüten. 
Wir sind stolze Eigenheimbesitzer. Die 
laufenden Kosten für unser Leben finan-
zieren wir mit der AHV-Rente und einer 
Teilrente aus der Pensionskasse. Für Aus-
lagen wie Ferien, diverse Anschaffungen 
und laufende Kosten für unser Haus ste-
hen uns unsere Ersparnisse  sowie das 
Geld zur Verfügung, das wir per einmali-
gem PK-Kapitalbezug erhalten haben.»

Die regelmässige  
Überprüfung lohnt sich

Das Ehepaar Geisseler hat sich früh auf 
die Zeit nach der Erwerbstätigkeit vorbe-
reitet. Die beiden profitieren jetzt davon. 
Generell lässt sich sagen: Je früher man 
sich mit Vorsorgefragen auseinander-
setzt, desto besser. Vorsorgen bedeutet 
nichts anderes, als Vorkehrungen zu tref-

fen, damit man persönliche Ziele er-
reicht, sein Vermögen schützen und die 
jeweils nächsten Schritte mit gutem Ge-
fühl angehen kann. Nicht jeder Aspekt ist 
in jeder Lebensphase gleich dringend. Im 
Sinne einer Faustregel sollte man seine 
Vorsorgethemen auf einer Zeitachse an-
gehen – je nach individueller Lebenssitu-
ation kann es auch angezeigt sein, einige 
Aspekte früher zu regeln (siehe Box).  

Zurück zum Ehepaar Geisseler. Auch 
sie machen sich noch immer Gedanken 
über ihre Zukunft: «Dabei stehen drei 
Themen im Zentrum: Wann ist der rich-
tige Zeitpunkt, um Vermögen an unsere 
Kinder weiterzugeben? Wie können wir 
uns gegenseitig optimal absichern für 
den Fall, dass wir pflegebedürftig wer-
den? Sind von uns festgelegte Regelun-
gen in Ehe- und Erbvertrag noch pas-
send, oder müssen sie überarbeitet wer-
den?»

Fazit: Es lohnt sich, die angeführten 
Themen regelmässig zu überdenken und 
bei Bedarf neu auf  persönliche Situation, 
Pläne, Ziele und Wünsche abzustimmen. 
Wer dies konsequent tut, erhält eine klare 
Vorstellung über die finanzielle Zukunft 
und gestaltet sein «Lebens-Drehbuch» 
selbstbestimmt und selbstverantwortlich.

Hinweis
*Roger Gabathuler ist 
Leiter Finanzplanungen 
bei der Luzerner  
Kantonalbank

Vorsorgethemen im Lebenszyklus (Wichtigkeit nach Alter) 

Absicherung
Absicherung bei 
Erwerbsunfähigkeit
Absicherung bei Tod

Selbst bestimmt
Vollmachten
Begünstigung 
2. und 3. Säule
Konkubinatsvertrag
Regelungen bei 
Urteilsunfähigkeit
Nachlassregelung

Vermögen
Vermögensaufbau
Vermögensbewirtschaftung
Vermögensverbrauch
Vermögensweitergabe

Steuern
Freiwilliger Einkauf 
in Pensionskasse
Aufbau 3a-Gelder
Bezug 3a-Gelder

Entscheide
Zeitpunkt der 
Erwerbsaufgabe
Rente oder Kapital 
aus der Pensionskasse

Thema

Quelle: LUKB; Grafik: lsi

Alter
30

wichtig sehr wichtig

40 50 60 Pension 70 80

Beitragsjahre 

Der Einkauf lohnt sich
Freiwillige Einzahlungen in die 
Pensionskasse verbessern die per-
sönliche Altersvorsorge und lassen 
sich in vollem Umfang von den 
Steuern absetzen. Vor allem für gut 
verdienende Arbeitnehmende lohnt 
sich deshalb in der Regel der sogenann-
te Einkauf von Beitragsjahren. Freiwil
lige Einzahlungen in die zweite Säule 
sind nicht unbegrenzt möglich, sondern 
nur bis zur Differenz zwischen dem 
vorhandenen und dem zum Zeitpunkt 
des Einkaufs maximal möglichen 
Altersguthaben. Deshalb spricht man 
auch vom Einkauf von Beitragsjahren. 
Die zusätzlichen Beiträge werden bei 
einem Stellenwechsel, im sogenannten 
Freizügigkeitsfall, in vollem Umfang in 
die neue Pensionskasse überführt.

Freiwillige Einkäufe haben diverse 
Vorteile. Im Gegensatz zur dritten 
Säule wird für Pensionskassengutha-
ben ein Mindestzins garantiert, der 
zwar für freiwillige Einkäufe nicht 
zwingend angewandt werden muss, oft 
jedoch freiwillig gewährt wird. Zudem 
ist die Einlage sicher, was bei Beiträgen 
in der dritten Säule nur beschränkt bis 
zu einem Guthaben von 100 000 
Franken der Fall ist. Für sehr gut 
verdienende Selbstständigerwerbende 
kann sich zudem der freiwillige An-
schluss an eine Pensionskasse lohnen, 
weil die Einkäufe im Unterschied zur 
dritten Säule nicht auf den jährlichen 
Maximalbetrag von rund 30 000 
Franken begrenzt sind. 

Wer über das Obligatorium hinaus 
Einzahlungen in die zweite Säule 
leistet, sollte sich jedoch bewusst sein, 
dass er keinen Zugriff mehr auf diese 
Gelder hat, auch nicht bei einer plötzli-
chen Notlage. Vorzeitige Bezüge sind 
nur noch möglich bei Aufnahme einer 
selbstständigen Erwerbstätigkeit oder 
teilweise bei einem Wegzug aus der 
Schweiz. Teilzahlungen sind noch 

möglich für den Erwerb von Wohn-
eigentum. Für vorzeitige Auszahlungen 
gilt jedoch eine Sperrfrist. Sie beträgt 
drei Jahre nach dem letzten Einkauf. 
Die Frist kommt auch zur Anwendung 
bei der Pensionierung. Wenn der 
Einkauf nicht mindestens drei Jahre vor 
dem Übertritt in die Pension erfolgte, 
kann nur noch die Rente bezogen 
werden. Eine Auszahlung des zusätz-
lich eingekauften Kapitals ist nicht 
mehr möglich. Die Steuerbehörden 
rechnen zudem jede Kapitalauszahlung 
innert der Dreijahresfrist im sogenann-
ten Nachsteuerverfahren auf.  

Lauter Vorteile also? Eigentlich 
schon, mit wenigen Ausnahmen. 
Was passiert mit den freiwilligen 
Beiträgen im Todesfall? Eine nicht 
unerhebliche Frage. Bisher wurden 
diese Gelder für die Auszahlung der 
Hinterbliebenenrenten verwendet. Sie 
«verschwanden» quasi und wurden 
nicht separat abgerechnet. In den 
vergangenen Jahren sind immer mehr 
Vorsorgeeinrichtungen dazu überge-
gangen, die Einkäufe als Kapital zusätz-
lich zur Hinterbliebenenrente in vollem 
Umfang an die Hinterbliebenen auszu-
zahlen. Diesem Punkt wird heute beim 
Anschluss an eine Pensionskasse mehr 
Beachtung geschenkt. Man kann also 
sagen, dass der Markt hier eine Ände-
rung herbeigeführt hat. Freiwillige 
Einkäufe werden von den meisten 
Pensionskassen in jedem Fall zurück-
erstattet, auch wenn das angesparte 
Guthaben nicht für die Deckung  
der Hinterbliebenenrenten  
ausreicht. 

Peter Fries
Vorsitzender der  
Geschäftsleitung PKG 
Pensionskasse, Luzern

�

Checkliste nach Alter

30: Erwerbsleben, Konkubinat 
—— Finanzielle Absicherung (Erwerbsun­

fähigkeit und Tod)
—— Gegenseitige Absicherung (Konkubi­

natsvertrag, Patientenverfügung, Vor­
sorgeauftrag, Nachlassregelungen)

—— Begünstigung 2. und 3. Säule
—— Rückstellungen/Vermögensaufbau 

(z. B. für Wohneigentum)

40: Familie, Wohneigentum 
—— Finanzielle Absicherung der Familie 

(Erwerbsunfähigkeit, Tod, Alter)
—— Gegenseitige Absicherung
—— Rückstellungen/Vermögensaufbau 

(z. B. Ausbildung Kinder, Amortisation 
Hypothek, Pension)

50: Pensionscheck 
—— Vermögensaufbau forcieren (Pension)
—— Bestehende Risikoversicherungen auf 

Notwendigkeit prüfen 
—— Patientenverfügung und Vorsorgeauf­

trag, Nachlassregelungen
—— Einkauf in Pensionskasse prüfen

Fünf Jahre vor Pensionierung
—— Pensionierungszeitpunkt festlegen
—— Art planen: schrittweise oder einmalig
—— Gestaffelten Bezug der Vorsorge­

gelder organisieren
—— Rentenhöhe aus AHV/PK definieren
—— Vermögensorganisation auf nachbe­

rufliche Zeit ausrichten
—— Einkauf in PK prüfen
—— Risikoversicherungen prüfen 

Nach der Pensionierung 
Sofern nicht schon vorher durchgeführt: 
Vermögensweitergabe, letztwillige Verfü­
gung, Erbvertrag, Regelungen bei Urteils­
unfähigkeit und Pflegebedürftigkeit

�

Die Führende.
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Die wichtigsten Begriffe kurz erklärt
Rentenumwandlungssatz: Der Um-
wandlungssatz gibt an, wie hoch die jähr-
liche Rente in Prozent des PK-Kapitals 
ausfällt. Ein Satz von 6,4 Prozent bedeu-
tet, dass bei 100 000 Franken PK-Kapi-
tal eine Rente von 6400 Franken pro Jahr 
ausbezahlt wird.

Kapitalauszahlungssteuern: Wer Ka-
pital aus der PK bezieht, muss Kapital-
auszahlungssteuern bezahlen. Die 
Steuer wird separat vom Einkommen be-
rechnet und unterliegt einer Progression. 
Auszahlungen von Vorsorgekapitalien 
(2. und 3a-Säule) werden zur Berech-
nung der Steuerlast in den meisten Kan-
tonen zusammengezählt.

Grenzsteuersatz: Der Grenzsteuersatz 
gibt an, in welcher Steuerprogression Sie 
sich befinden. Ein Satz von 35 Prozent 
auf die letzten 1000 Franken bedeutet, 
dass die Steuerrechnung um 350 Fran-

ken zunimmt, wenn man das steuerbare 
Einkommen um 1000 Franken erhöht.

Kapitalverzehr: Die Gesamtrente beim 
Kapitalbezug setzt sich aus Zins und Ka-
pitalgewinn sowie Kapitalverzehr zusam-
men. Wer nur von Zinsen lebt, muss mit 
einer tieferen Rente als beim Bezug aus 
der PK rechnen. Eine kurze Verzehrdau-
er bedeutet eine höhere Rente, aber we-
niger Sicherheit, eine lange mehr Sicher-
heit, dafür weniger Renteneinkommen.

Kapitalbezug: Beim Kapitalbezug wird 
das ausbezahlte PK-Kapital nach Kapi-
talauszahlungssteuern verrentet. Das 
«Kapitaleinkommen brutto» setzt sich 
aus Zinsen und Kapitalverzehr zusam-
men. Das Kapitaleinkommen wird so be-
rechnet, dass das Kapital am Ende der 
Verzehrdauer aufgebraucht ist. Am An-
fang ist der Zinsanteil hoch, im Laufe der 
Jahre wird der Verzehrteil zu Lasten des 

Zinsanteils immer grösser. Kapitalver-
zehr ist im Gegensatz zum Ertrag nicht 
steuerbar. Der steuerbare Ertrag beim 
Kapitalbezug setzt sich aus Verzehrdau-
er und Renditeerwartung zusammen. 
Schneller Verzehr bedeutet höherer An-
teil von Kapitalverzehr und einen tiefe-
ren steuerbaren Anteil. Je tiefer die Ren-
diteerwartung, desto sicherer das Kapi-
tal. Sichere Anlagen erzeugen relativ 
mehr steuerbaren Ertrag, was den 
steuerbaren Anteil erhöht. Steuern be-
rechnen sich auf dem steuerbaren Anteil 
multipliziert mit dem Grenzsteuersatz. 

Rentenbezug: Das Renteneinkommen 
berechnet sich anhand des PK-Kapitals 
zum Pensionierungszeitpunkt und dem 
Umwandlungssatz. Renteneinkommen 
aus der PK sind vollständig steuerpflich-
tig. Die Steuern berechnen sich anhand 
des Grenzsteuersatzes multipliziert mit 
dem Renteneinkommen. (red)

Eine sichere lebenslange Rente? Oder doch lieber Kapital? Beides hat seine Vor- und Nachteile.� Bild: Christof Schürpf/Keystone

Rente oder Kapitalbezug im Vergleich

Rente Kapitalbezug

Die Rente garantiert ein  
lebenslanges Einkommen.

Einkommenssicherheit
Wie lange das Kapital reicht, hängt  
massgeblich von der Lebenserwartung 
und Anlagestrategie ab.

Altersguthaben multipliziert  
mit dem Umwandlungssatz

Einkommenshöhe
Einkommen ist abhängig von der  
gewählten Anlagestrategie.

Renten sind zu 100 Prozent  
als Einkommen zu versteuern.

Steuern 
Kapitalauszahlung wird nach eigenem 
Tarif besteuert. Kapitalerträge und  
Vermögen sind steuerpflichtig.

Monatliche Rente, daher unflexibel Flexibilität
Frei wählbarer Vermögensverzehr.  
Es kann über das gesamte Kapital  
frei verfügt werden.

Rente ist lebenslang garantiert. Sicherheit
Abhängig von der Wahl der Anlagen: 
Aktien, Immobilien, Obligationen

Nicht garantiert Teuerungsausgleich
Abhängig von der Wahl  
der Anlagen möglich

Ehepartner, Nachkommen,  
Konkubinatspartner werden nach 
gesetzlichen Regelungen und nach
Reglement der PK begünstigt.

Folgen für 
nahestehende Personen 

Begünstigung von Ehepartner, 
Nachkommen und Konkubinatspartner 
gemäss Erbrecht möglich

Keiner. Wie früher die Lohnzahlungen, wird 
die Rente monatlich gutgeschrieben.

Aufwand
Erfordert eine Anlagestrategie und 
die Verwaltung der Vorsorgegelder

 

Beispielrechnung 
Verheiratet, röm.-kath., Stadt Luzern 
Steuerbares Einkommen: 85 000 Franken 
Steuerbares Vermögen: 500 000 Franken 
Pensionskassenkapital: 700 000 Franken 
14,5% Durchschnittsteuersatz

Anlagestrategie/erwartete Renditen:
25% Liquidität – 1%
25% Obligationen – 3%
50% Aktien – 6%

Kapitalbezug
(Rendite 4%, Verzehr 20 Jahre)

Kapital nach Steuern: 637 000 Franken
Kapitaleinkommen brutto: �46 871 Franken
Steuerbarer Anteil (17,5%): �8202 Franken
Steuern p.a.: 1394 Franken

Kapitaleinkommen netto: �45 477 Franken

Rentenbezug
Rentenumwandlungssatz: 5,77%
Renteneinkommen: 40 390 Franken
Steuerbarer Anteil (100%): 40 390 Franken
Steuern: 6866 Franken

Renteneinkommen netto: 33 523 Franken

Finanzieller Vorteil zu Gunsten 
Kapitalbezug: 11 954 Franken p.a.

Steuern und Inflation können entscheiden  
Rente oder Kapital?  Beim Entscheid, wie die Pension ausbezahlt werden soll, gilt es Aspekte und Argumente  

gegeneinander abzuwägen. Es gibt weder richtig noch falsch, nur die optimale persönliche Lösung zählt.

René Weibel

Bei den meisten Pensionskassen kann 
man zwischen einer lebenslangen Rente 
oder dem Kapitalbezug entscheiden. 
Aber wer die Wahl hat, hat die Qual! Bei-
de Varianten haben klare Vor- und Nach-
teile. Einfach und bequem, sprechen für 
die lebenslange Rente. Mit dem Kapital-
bezug kann man seine Hypothek redu-
zieren und damit Wohnkosten senken. 
Zudem hat man direkten Einfluss, die 
Gelder ertragsbringend anzulegen und 
kann sich mit einem Teilbetrag einen 
lang gehegten Wunsch erfüllen. Wer sich 
nicht entscheiden kann, entscheidet sich 
für einen Mix, eine existenzsichernde 
Rente und den Rest in Kapitalform.

Die lebenslange Pensionskassen-
Rente wird im Gegensatz zur AHV-Ren-
te nicht der Teuerung angepasst. Bei den 
meisten Pensionskassen ist der Teue-
rungsausgleich auf Altersrenten lediglich 
eine freiwillige Leistung. In den letzten 
zehn Jahren ist die Inflation als Folge der 
expansiven Geldpolitik der Notenbanken 
weltweit verschwunden. Dies ist aber nur 
ein Phänomen auf Zeit. Inflation ist eine 
Folge einer wachsenden Wirtschaft, so 
kommt sie auch wieder zurück. 

Steuern: So fährt 
man besser

Über die letzten 25 Jahre betrug die 
Teuerung in der Schweiz fast 20 Pro-
zent. Die Inflation ist und bleibt langfris-
tig ein grosser Feind für Rentner. Die 
Kaufkraft schwindet langsam, aber ste-
tig. Die Notenbanken weltweit streben 
eine «gesunde» Inflation von 2 Prozent 
an. Gesund für die Wirtschaft, aber 
nicht für den Rentner. So nimmt die 
Kaufkraft über 20 Jahre um 40 Prozent 
ab. Ein Franken wird dann nur noch 60 
Rappen wert sein. Die Pensionskassen-
Rente ist sicher und bequem, die Kauf-
kraft ist jedoch nicht garantiert. Mit dem 
Kapitalbezug hat man da bessere Karten 
in der Hand. Man kann sein Pensions-
kassengeld selber anlegen und profitiert 
bei Inflation von steigenden Zins- und 
Kapitalerträgen, die jedoch als Einkom-
men zu versteuern sind.

Beim Kapitalbezug zahlt man eine 
einmalige Steuer für den Bezug der Vor-
sorgegelder und muss in den Folgejahren 
die anfallenden Kapitalerträge als Ein-
kommen sowie das Alterskapital als Ver-
mögen versteuern. Der Rentenbezug ist 
als Einkommen wie ein Erwerbseinkom-
men oder die AHV-Rente zu versteuern. 
Und wo fährt man langfristig besser? In 
unserem Beispiel bezahlt man auf der le-
benslangen Altersrente von 40 390 Fran-

ken jährliche Steuern von 6900 Franken. 
Beim Kapitalbezug werden einmalig 
Steuern von 63 000 Franken fällig. Beim 
Kaptalverzehr über 20 Jahre und einer 
Anlagerendite mit 4 Prozent resultiert 
ein jährliches Kapitaleinkommen von 
rund 46 900 Franken. Die Steuern auf 
den Kapitalerträgen betragen im Durch-
schnitt über 20 Jahre rund 1400 Franken 
pro Jahr. Insgesamt zahlt man beim Ka-
pitalbezug damit Steuern von jährlich 
4550 Franken und spart so jährlich 2350 
Franken an Steuern.

Rente kommt ohne  
Kapitalverzehr aus

Man sollte den Entscheid, Rente oder Ka-
pital nicht nur aus steuerlicher Sicht tref-
fen. Beim Kapitalbezug resultiert ein um 
6000 Franken höheres Kapitaleinkom-
men gegenüber der Rente. Jedoch findet 
dabei ein Kapitalverzehr statt, in unserem 
Beispiel in 20 Jahren auf null. Wer auf Si-
cherheit bedacht ist, sollte sich daher eher 
für die Rente entscheiden. Man sollte sich 
wirklich rechtzeitig mit der eigenen Pen-
sionierung befassen und sich von neutra-
ler Seite kompetent beraten lassen.

Kostenloser Vorsorge-Check-up

Sie wollen wissen, wie es um Ihre Altersvor-
sorge bestellt ist? Ob Handlungsbedarf be-
steht, zeigt Ihnen der kostenlose Vorsorge-
Check-up der unabhängigen Beratungs-
firma Weibel Hess & Partner AG (WHP). Mit 
einer Kurzanalyse Ihrer Vermögens- und 
Vorsorgesituation erhalten Sie einen ersten 
Überblick. Ihre persönliche Ausgangslage 
dient als wertvolle Informationsgrundlage 
für die Planung weiterer Schritte. Auf 
Wunsch stehen die Experten auch telefo-
nisch oder persönlich zur Verfügung. Fol-
gende Unterlagen und Angaben werden zur 
Beurteilung Ihrer Ausgangslage benötigt:

—— Steuererklärung
—— Pensionskassenausweis
—— Freizügigkeitsguthaben/-policen
—— Säule-3a-Konten/-Policen
—— Lebensversicherungspolicen
—— Jahresbudget
—— Jährliche Sparquote
—— Wünsche und Ziele 

	 nach Pensionierung
—— Weitere Fragen

Senden Sie diese Unterlagen bitte an:
Weibel Hess & Partner AG
Vorsorge-Check-up
Langmatt 9/Postfach 1145
6371 Stans

Adrian Bienz
Finanz- und Anlageexperte
E-Mail: a.bienz@whp.ch
Telefon: 041 619 59 55

Silvia Steiner
Finanzplanerin und Sozial-
versicherungsexpertin
E-Mail: s.steiner@whp.ch
Telefon: 041 619 59 63

René Weibel
Vermögens- und  
Vorsorgeexperte
E-Mail: r.weibel@whp.ch
Telefon: 041 619 59 50

www.whp.ch/vorsorgekompass 
www.whp.ch/experten-mail

�
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Säule 3a: Konto oder Wertschriften?
Sparen  Die Zinsen sind tief und drücken auf die Attraktivität der weit verbreiteten Vorsorgekonti der  

dritten Säule. Je nach persönlichem Risiko kann sich in dieser Situation ein Vorsorgedepot in Anlagefonds lohnen.

Dominik Odermatt*

Die erste Säule (staatliche Vorsorge: 
AHV) und die zweite Säule (berufliche 
Vorsorge: Pensionskasse) sind mit zwei 
grossen Herausforderungen konfron-
tiert: einerseits die Überalterung unse-
rer Gesellschaft und andererseits die an-
haltend tiefen Zinsen. 

Vor diesem Hintergrund gewinnt die 
gebundene private Vorsorge (Säule 3a) 
zunehmend an Bedeutung – und damit 
auch die Frage, ob man besser mit Kon-
ten oder mit Wertschriften ansparen soll. 

Tiefzinsumfeld setzt  
Säule 3a zu

Regelmässige Einzahlungen in die Säule 
3a tragen dazu bei, den gewohnten Le-
bensstandard auch nach der Pensionie-
rung zu halten. Erwerbstätige mit An-
schluss an eine Pensionskasse können 
aktuell pro Jahr maximal 6768 Franken 
in die Säule 3a einzahlen. Wer keiner 
Pensionskasse angehört, hat die Mög-
lichkeit, jährlich sogar 20 Prozent des 
Einkommens oder maximal 33 840 
Franken einzuzahlen. Die Altersvorsor-
ge in der Säule 3a wird steuerlich geför-
dert: Die Einzahlungen sind in vollem 

Umfang vom steuerbaren Einkommen 
abzugsfähig. Abhängig vom Grenz-
steuersatz am Wohnsitz lassen sich so 
schnell einmal jährlich über 1000 Fran-
ken an Steuern sparen. Positiv fällt 
ausserdem ins Gewicht, dass das ange-
sparte 3a-Kapital nicht der Vermögens-
steuer und die Zinsen nicht der Einkom-
menssteuer unterliegen.

Eine naheliegende und weit verbrei-
tete Form der Vorsorge in der Säule 3a ist 
das Vorsorgekonto. Lange Zeit galt der 
Zinseszinseffekt beim 3a-Konto als zu-
sätzlicher Beitragszahler. Dies ist im ak-
tuellen Tiefzinsumfeld kaum mehr der 
Fall: Heute wirft das Vorsorgekonto bei 
den meisten Banken nur noch beschei-
dene Zinsen zwischen jährlich 0,00 Pro-
zent und etwa 0,30 Prozent ab. Neben 
dem Kontosparen besteht die Möglich-
keit, über ein Vorsorgedepot in Anlage-
fonds zu investieren. Dank der Partizipa-
tion am Anlageerfolg des Fonds besteht 
die Chance, langfristig eine Rendite zu 
erzielen, die über dem Zins des Vorsor-
gekontos liegt. Ein wichtiges Kriterium 
dieser Fonds ist die strategische Aktien-
quote. Die meisten Banken bieten eine 
breite Palette an Vorsorgefonds mit  
abgestuften Aktienanteilen zwischen  

10 und 75 Prozent an. Was gilt es bei einer 
Anlage in Vorsorgefonds zu beachten? 
Wie bei jeder anderen Anlage ist der fol-
gende Grundsatz zentral: Die höhere er-
wartete Rendite ist immer eine Entschä-
digung des Anlegers für eingegangene 
Risiken. Der Aktienanteil im Fonds be-
stimmt massgeblich die Renditechancen, 

aber auch das Risiko für den Anleger. Vor 
der Wahl der Form müssen sich Anleger 
deshalb mit ihrer persönlichen Risiko
situation auseinandersetzen. Das heisst, 
sie müssen sich bewusst sein, wie viel Ri-
siko sie eingehen können (= Risikofähig-
keit) und möchten (= Risikobereitschaft). 
Die Grafik illustriert das Verhältnis von 
Rendite und Risiko anhand der Expert-
Vorsorgefonds der Luzerner Kantonal-
bank mit Aktienanteilen von 25, 45 und 
75 Prozent. Dargestellt ist die simulierte 
Entwicklung der unterschiedlichen Vor-
sorgelösungen, wenn man vor 15 Jahren 
100 Franken investiert hätte. Es handelt 
sich um eine reale Wertentwicklung, das 
heisst nach Abzug der Inflation.

Die grüne Linie zeigt die typische 
Charakteristik eines Kontos: Dank kons-
tanter Zinszahlungen ergeben sich kaum 
Wertschwankungen, aber eben auch eine 
Wertsteigerung, die vom aktuell tiefen 
Zinsniveau abhängig ist. Die rote, violet-
te und blaue Linie zeigen eine andere 
Entwicklung: Mit zunehmendem Aktien-
anteil steigt der Wert der Investition mit 
der Zeit stärker an. Der Anleger muss da-
für aber zwischenzeitlich auch stärkere 
Einbussen in Kauf nehmen. Vorsorge-
fonds sind darum erst ab einem Anlage-
horizont von etwa drei bis fünf Jahren 
empfehlenswert. Je länger der voraus-
sichtliche Anlagehorizont ist, desto hö-
her sollte der gewählte Aktienanteil sein. 
Bei Vorsorgegeldern ist der Zeithorizont 
bis zum Bezug meist gut planbar; der An-
lagehorizont scheint klar. Was viele 
ausser Acht lassen: Der Anlagehorizont 

dauert nicht zwingend bis zur Pensionie-
rung. Ein möglicher Vorbezug, etwa für 
den Erwerb von Wohneigentum oder für 
die Aufnahme einer selbstständigen Er-
werbstätigkeit, ist ebenfalls zu berück-
sichtigen. Der Anlagehorizont endet aber 
auch nicht zwingend mit der Pensionie-
rung. Bei der Pensionierung muss das 
Vorsorgedepot zwar aufgelöst werden. 
Das Kapital wird jedoch nur schrittweise 
verzehrt. Darum kann es sinnvoll sein, zu 
Beginn der Pensionierung weiter inves-
tiert zu bleiben und den Aktienanteil nur 
sukzessive zu reduzieren. 

Einige Banken bieten darum die 
Möglichkeit, Vorsorgefonds bei der Pen-
sionierung kostenlos in ein privates Wert-
schriftendepot zu übertragen. Das ist 
sehr zu empfehlen. So ist ein nahtloser 
Übergang möglich: Der Kunde kann sel-
ber entscheiden, wann für ihn der pas-
sende Zeitpunkt für einen Verkauf der 
Fonds gekommen ist. Er ist damit nicht 
gezwungen, seine Anlagen in einem 
möglicherweise schlechten Börsen
umfeld zu veräussern. 

Jährlichen Betrag nicht  
auf einmal investieren 

Beim 3a-Sparen mit Anlagefonds gilt ein 
weiterer Grundsatz: Man sollte nicht den 
jährlichen Einzahlungsbetrag auf einmal 
investieren, sondern den Kauf von Vor-
sorgefonds mit konstanten Beträgen ge-
staffelt vornehmen. Mit regelmässigen 
Investitionen lassen sich Kurs-
schwankungen langfristig glätten: Viele 
Banken bieten hierfür unterstützende 
Instrumente in Form von Anlage-Dauer-
aufträgen zur monatlichen oder quartals-
weisen Investition ins Vorsorgedepot. 

Um die optimale Ausgestaltung der 
Vorsorge zu erleichtern, lohnt sich ein 
Gespräch mit dem Bankberater. Essen-
ziell in einem solchen Beratungsgespräch 
ist die Auseinandersetzung mit der indi-
viduellen Ausgangslage, sprich der Ver-
mögenssituation, dem Anlagehorizont 
und dem Risikoprofil. So lässt sich eine 
passgenaue Vorsorgestrategie entwi-
ckeln, die man dann mit auf die persön-
lichen Bedürfnisse abgestimmten Vor-
sorgefonds umsetzen kann.

Hinweis

* Dominik Odermatt ist 
Produktmanager Anlegen 
und Vorsorgen bei der 
Luzerner Kantonalbank

Wer seine dritte Säule mit Fonds kombiniert, kann trotz des tiefen Zinsumfelds seine Rendite optimieren. � Bild: Getty

Verhältnis von Rendite und Risiko

Quelle: LUKB / Grafik: Martin Ludwig
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Zentralschweizer BVG- und
Stiftungsaufsicht (ZBSA)

Pensionskassenseminar
für Stiftungsräte/-innen, Geschäftsführer/-innen, 

Revisionsstellen und weitere Interessierte

Die Zentralschweizer BVG- und Stiftungsaufsicht (ZBSA) führt am

Mittwoch, 28. November 2018, bzw. 
Donnerstag, 29. November 2018, jeweils um 14.15 Uhr, im Grand Casino Luzern

ihr jährliches Seminar für Stiftungsräte/-innen, Geschäftsführer/-innen und Revisionsstellen durch.
An diesem Seminar wird praxisnah über aktuelle Themen der beruflichen Vorsorge orientiert, wie z.B. Vollversiche-
rung, aktuelle Rechtsprechung und ESG & Klima Risikomanagement.
Anmeldung über www.zbsa.ch, per E-Mail: Info@zbsa.ch oder Fax: 041 228 65 25 
(Anmeldeschluss 21. November 2018).
Weitere Informationen auf www.zbsa.ch. Für allfällige Fragen steht Ihnen die ZBSA unter Telefon 041 228 65 23 
gerne zur Verfügung. 
Luzern, im September 2018
Zentralschweizer BVG- und Stiftungsaufsicht (ZBSA)
Die Geschäftsleiterin:
lic. iur. Barbara Reichlin Radtke E.M.B.L.-HSG



16. September 2018 Vorsorgekompass 7

In 7 Schritten zur Selbstbestimmung
Regelungen  Praktisch alle kennen die Wichtigkeit von Regelungen für den Ernstfall. Doch das  

konkrete Verfassen entsprechender Anordnungen wird oft aufgeschoben. So gehen Sie es richtig an.

Adrian Bienz

Ans Älterwerden, Krankheit und den 
Tod denkt niemand gern – trotzdem ist 
Vorsorge wichtig. Die Fragen, die es zu 
beantworten gilt, sind nicht immer ein-
fach. Aber man sollte sich davon nicht 
abschrecken lassen. 

Befolgt man die nachfolgenden sie-
ben Schritte, lässt sich mit eindeutigen 
und verbindlichen Anordnungen das Le-
ben selbstbestimmt und nach dem eige-
nen Willen gestalten – heute und auch in 
Zukunft.

1.  
Standortbestimmung 
durchführen

Zu Beginn der Überlegungen rund um 
die persönliche Vorsorge steht eine Aus-
legeordnung der eigenen Situation: Wo 
stehe ich im Leben? Wie schätze ich 
meine gesundheitliche Situation ein, 
jetzt und auch für die Zukunft? Für wel-
che Menschen fühle ich mich verant-
wortlich? Welchen Menschen in mei-
nem Umfeld vertraue ich am meisten? 
Von den Antworten auf diese Fragen 
hängt ab, wen man zum Beispiel in einen 
Vorsorgeauftrag oder eine Vollmacht 
einsetzen und wer dereinst für einen mit 

Ärzten und Pflegenden verhandeln soll. 
Aber auch, wie das Testament zu gestal-
ten ist.

2. 
Informationen sammeln,  
Fragen klären

Selbstbestimmung hat viel mit Wissen 
zu tun. Nur wenn man die Möglichkeiten 
kennt, Vor- und Nachteile verschiedener 
Lösungen abgewogen hat, kann man ef-
fektiv vorsorgen. Das gilt ganz besonders 
bei der Patientenverfügung (siehe Kas-
ten unten). Die verschiedenen Punkte 
sind durchzugehen und die Bedeutung 
medizinischer Begriffe ist zu klären. Am 
besten bespricht man seine Vorstellun-
gen mit dem Hausarzt. Sonst kann es 
sein, dass man Dinge festlegt, die man 
so gar nicht wollte. Viele Informationen 
lassen sich heute auch im Internet selber 
zusammensuchen.

3. 
Mit anderen Menschen 
sprechen, Beratung einholen

Die letzte Phase des Lebens zu regeln, 
ist eine ganz persönliche Sache. Wir al-
lein entscheiden, was dereinst gelten 
soll. Das heisst aber nicht, dass man 
auch alles allein überlegen und durch-

denken sollte. Im Gegenteil, man sollte 
über die Fragen sprechen, die einen be-
schäftigen, mit Menschen, denen man 
vertraut. So stellt man sicher, dass auch 
Gesichtspunkte, an die man von selber 
nicht denken würde, in die Überlegun-
gen einfliessen. Je nach Situation lohnt 
es sich auch, sich von Fachleuten bera-
ten zu lassen.

4. 
Richtige Vertrauenspersonen 
finden und diese informieren

Viele Menschen verfügen über ein gros-
ses Beziehungsnetz. Doch nicht alle 
Freunde, Angehörigen und Vertrauten 
sind gleich gut geeignet, um die Aufga-
ben aus einem Vorsorgeauftrag oder 
einer Patientenverfügung zu überneh-
men. Ganz konkrete Fragen in diesem 
Zusammenhang sind:

—— Wer kann sich um alles Rechtliche 
kümmern, um den Verkehr mit Ämtern, 
Versicherungen, der Krankenkasse?

—— Wer kann das Finanzielle überneh-
men, die Steuern erledigen, das Vermö-
gen verwalten?

—— Wer eignet sich für Fragen rund ums 
Haus oder die Wohnung?

—— Wer könnte – vorübergehend – die 
eigene Pflege zu Hause übernehmen?

—— Wer sucht einen Platz im Alters- oder 
Pflegeheim?

—— Wer soll in einem Notfall, wenn man 
nicht mehr ansprechbar ist, zuerst be-
nachrichtigt werden? Wer entscheidet 
dann über medizinische Behandlungen 
und Operationen und vertritt seine Wün-
sche gegenüber den Ärzten?

Wichtig ist, dass man mit der Person 
oder den Personen spricht, die man in 
einem Vorsorgeauftrag oder in einer Pa-
tientenverfügung bevollmächtigen be-
ziehungsweise beauftragen möchte. 
Und zwar, bevor man sich ans Verfassen 
macht. Eine Person des Vertrauens soll-
te den Inhalt der Vorsorgedokumente 
kennen und verstehen. Je besser der Be-
auftragte weiss, was einem selbst wich-
tig ist, umso besser kann die Person da-
nach handeln.

5.  
Vorschriften beachten

Je nach Vorsorgeinstrument bestehen 
unterschiedliche Vorschriften – auch zur 
Form, in der diese verfasst werden müs-
sen. Wenn man solche Vorschriften nicht 

beachtet, ist die Anordnung unter Um-
ständen sogar ungültig.

6. 
Aufbewahrung regeln

Die klügsten Papiere nützen gar nichts, 
wenn im Falle eines Falles niemand 
weiss, dass sie existieren. Selber kann 
man in der Regel nicht mehr helfen; Vor-
sorgeauftrag und Patientenverfügung 
kommen ja erst zum Zug, wenn man 
nicht mehr urteilsfähig respektive nicht 
ansprechbar ist. Es ist heute sicherzu-
stellen, dass die richtigen Personen der-
einst Bescheid wissen.

7. 
Regelmässig überprüfen

Das Leben hält immer wieder Überra-
schungen bereit. Aber auch Ansichten, 
Wünsche, Bedürfnisse und Prioritäten 
können sich im Lauf der Zeit verändern. 
Das ist aber kein Problem, denn alle Vor-
sorgedokumente lassen sich jederzeit 
ändern. Wichtig ist jeweils klarzuma-
chen, welche Version gilt. Falls die Do-
kumente hinterlegt wurden, sind auch 
diese Stellen von den Änderungen zu in-
formieren und die neue Version zu hin-
terlegen. Wenn nötig, ist der Notfallaus-
weis zu ändern, den man auf sich trägt.

Das gilt bei der Patientenverfügung
Dokument  Eine Patientenverfügung 
kann im Gegensatz zum Vorsorgeauftrag 
auch von Jugendlichen vor der Mündig-
keit verfasst werden, wenn sie deren In-
halt verstehen und damit einverstanden 
sind. Bei der Patientenverfügung darf 
eine vorgedruckte Version verwendet 
werden, die eigenhändig zu unterzeich-
nen ist. Verschiedene Organisationen wie 
FMH, Krebsliga, Rotes Kreuz, Pro Senec-
tute stellen Vorlagen meistens in einer 
Kurzversion und einer ausführlichen Ver-
sion zur Verfügung. 

In der Kurzversion wird grundsätz-
lich festgehalten, wie lange Massnah-
men zur Lebenserhaltung ergriffen wer-
den sollen, welche Person für den Fall 
der Urteilsunfähigkeit in medizinischen 

Belangen die Vertretung übernehmen 
darf und ob eine Organspende möglich 
sein soll. Ausführliche Versionen umfas-
sen Grundhaltungen gegenüber medizi-
nischen Massnahmen, persönliche Ein-
stellungen zum Leben, zu Krankheit, 
zum Sterben und zum Tod, zu Lebens-
qualität sowie Religion. Zudem enthal-
ten ausführliche Versionen konkretere 
Angaben dazu, wie bei einem unerwar-
teten Ereignis, etwa einem Herzinfarkt, 
vorgegangen werden soll – oder ob bei 
Atemstillstand reanimiert werden soll. 
Im Weiteren wird festgehalten, ob eine 
Organspende und Autopsie erlaubt ist. 

Vor Unterzeichnung einer Patienten-
verfügung ist ein Gespräch mit dem 
Hausarzt sinnvoll, um die weitreichen-

den Entscheidungen als Laie zu verste-
hen. Eine Patientenverfügung sollte alle 
zwei Jahre neu datiert und unterzeichnet 
werden, damit sie im Bedarfsfall aktuell 
und damit rechtsgültig ist. 

Vertretung in  
medizinischen Fragen

Weisungen in einer Patientenverfügung 
erleichtern der vertretungsberechtigten 
Person den Entscheid. Ohne solche Wei-
sungen muss die vertretungsberechtigte 
Person nach dem mutmasslichen Willen 
und den Interessen der urteilsunfähigen 
Person entscheiden.

Ohne selbstbestimmte Regelung 
wird auf Art. 378 des Zivilgesetzbuches 
(ZGB) abgestellt. Folgende Personen 

sind der Reihe nach berechtigt, für die 
urteilsunfähige Person zu entscheiden, 
ob vorgesehene ambulante oder statio-
näre Massnahmen durchgeführt oder 
verweigert werden sollen:

—— Die in einer Patientenverfügung be-
zeichnete Person.

—— Der Beistand oder die Beiständin mit 
Vertretungsrecht bei medizinischen 
Massnahmen.

—— Wer als Ehegatte oder eingetragene 
Partnerin/eingetragener Partner einen 
gemeinsamen Haushalt mit der urteils-
unfähigen Person führt oder ihr regel-
mässig und persönlich Beistand leistet.

—— Die Person, die mit der urteilsunfähi-
gen Person einen gemeinsamen Haus-
halt führt und ihr regelmässig und per-
sönlich Beistand leistet.

—— Die Nachkommen, wenn sie der 
urteilsunfähigen Person regelmässig und 
persönlich Beistand leisten.

—— Die Eltern, wenn sie der urteils
unfähigen Person regelmässig und per-
sönlich Beistand leisten.

—— Die Geschwister, wenn sie der urteils-
unfähigen Person regelmässig und per-
sönlich Beistand leisten.

René Weibel

Je nach Absicherungswunsch muss die richtige Form gewählt werden – sonst könnte das Dokument als ungültig angesehen werden. � Bild: Getty

Diese Dokumente benötigen 
Sie für Ihre Vorsorge

Vorsorgeauftrag: Im Vorsorgeauftrag 
bestimmen Sie eine oder mehrere Per-
sonen, die dann, wenn Sie selber dauernd 
urteilsunfähig sind, alle nötigen Geschäf-
te in Ihrem Sinn erledigt.

Vollmacht: Stellen Sie jemandem eine 
Vollmacht aus, kann diese Person Ge-
schäfte für Sie erledigen, solange Sie 
noch urteilsfähig sind.

Patientenverfügung: In der Patienten-
verfügung halten Sie Ihre Wünsche zur 
medizinischen Behandlung fest – für den 
Fall, dass Sie urteilsunfähig werden und 
sich nicht mehr selber äussern können. 
Oder Sie bestimmen eine Vertretungs-
person, die dann für Sie und in Ihrem Sinn 
entscheidet.

Anordnungen für den Todesfall: In die-
sem Dokument legen Sie fest, was nach 
Ihrem Tod mit Ihnen geschehen soll: Be-
stattungsart, Todesanzeige, Trauerfeier.

Testament: Im Testament können Sie – 
innerhalb des Rahmens des geltenden 
Erbrechts – verfügen, wie Ihr Nachlass 
unter Ihren Erben verteilt werden soll.
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